
RP

F

Friedhof

Bei der Ziegelhütte

Im Schadacker

59

86

64

70

34

30

71

23

22

14

76

82

63

7

8

69

2

16

73

77

80

4

13

74

32

26

88
83

27

1

79

21

24

29

11

61

65

9

84

3

67

6

75

72

68

408
15

174

258

413

121

170

114

171

272
1

60
1

62

85
7

275
2

294
7

294
8

281
5

224
3

122

59
1

294
4

113

318
1

242
1

108
110

2

254
3

119

250

172

111
1

221
1

295
3

224
5

408
20291

1

224
7

110
1

270
1

224
6

286
1

85
4

169

118
1

107

266
1

120

292
2

278
1

294
3

111
2

274
4

281
4

285
8

118
2

226

318
3

86
19

106

88

112
1

274
3

106

409
6

285
7

60
2 112

2

408
2

234
2

275
1

254
2

86
14

167

231
1

318
4

408
18

220
2

115

248
2

165

107

319

253
2

82

288

285
6

234
1

253
3

257
2

240
1

245

68

241
2

276
2

408
22

232
3

293

105

241
1

109

237
1

290

173

232

292
1

166

104

236
1

168

85
10

248
3

278
2

249

15.0
3.0

12.0

20.0

3.0

5.0
3.0

3.0

3.0

3.0

5.0

3.0

5.0

3.0

15.0

3.0
6.5

3.0

15.0

17.0
3.0

6.5
3.0

15.0

15.03.06.53.0

3.0

3.0
5.0

3.0
6.5

3.0

5.0
3.0

3.0 5.0

6.5
3.0

36.5

3.0
6.5

3.0
15.0

3.0
15.0

6.5

15.0
3.0

3.0

70.0

70.0

1.75

8.0

4.0
3.0

3.0

3.0

3.0

3.0
5.0

21.25

25.0

1.5

15.0

22.0

4.0
3.0

3.25

2.0
2.0

MDW 1
MDW 2

MDW 2

MDW 2

MDW 2
LSW

ÖG1

PS

PS

PW

0,8

-----

0,4
a
ED

MDW
2 Wo

MDW1

0,8

-----

0,4
o
ED

MDW
2 Wo

MDW2
II

THmax.=   7.00 m
FHmax.= 11.00 m

II
THmax.=   7.00 m
FHmax.= 11.00 m

R

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 des Baugesetzbuches - BauGB -, §§ 1 bis 11 der
Baunutzungsverordnung - BauNVO -)

Dörfliche Wohngebiete (§ 5a BauNVO)

Beschränkung der Zahl der Wohnungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

Geschossflächenzahl GFZ mit Dezimalzahl im Kreis, als Höchstmaß

Grundflächenzahl GRZ mit Dezimalzahl

Zahl der Vollgeschosse, als Höchstmaß

Höhe der baulichen Anlagen:

Traufhöhe, als Höchstmaß

Firsthöhe, als Höchstmaß

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

Offene Bauweise

Abweichende Bauweise

Nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

Baugrenze

Nicht überbaubare Grundstücksflächen
Überbaubare Grundstücksflächen

6. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Öffentliche Straßenverkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

Öffentliche Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Zweckbestimmung: Pflegeweg/Grasweg

Ein- bzw. Ausfahrten und Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4,
11 und Abs. 6 BauGB)

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

9. Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

Öffentliche Grünflächen

Zweckbestimmung: Straßenbegleitgrün

Zweckbestimmung: Lärmschutzwall

10. Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die Regelung
des Wasserabflusses (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und
die Regelung des Wasserabflusses

Zweckbestimmung: Versickerungsfläche (Regenrückhaltebecken)

13. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6
BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6
BauGB)

Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie Bindungen für

o
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Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie Bindungen für
Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
sowie von Gewässern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe a) und Abs. 6 BauGB)

Zweckbestimmung: Privater Pflanzstreifen

Anpflanzen: Bäume (geringe Standortverschiebung möglich)

15. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen, z. B. von Baugebieten, oder
Abgrenzung des Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebiets (z. B. § 1 Abs. 4,
§ 16 Abs. 5 BauNVO)

Umgrenzungen der Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und Abs. 4 BauGB); Festsetzung von Lüftungs-
einrichtungen in Schlafräumen 45-dB(A)

Sichtdreieck gem. RASt 06

Lärmschutzwall

Maßangaben in Meter

16. Planzeichen zur Darstellung des Bestandes

Wohngebäude mit Hausnummer

Gebäude für Wirtschaft oder Gewerbe

Gebäude für öffentliche Zwecke mit Hausnummer

Flurstücksgrenze

Flurstücksnummer

17. Sonstige Darstellungen

Vorgeschlagene Grundstücksgrenzen

18. Erläuterung der Nutzungsschablone beispielhaft

Zuordnung der Nutzungsschablone 
Art der baulichen Nutzung Anzahl der Vollgeschosse, als Höchstmaß
Maximale Anzahl der Wohneinheiten Höhe der baulichen Anlagen

Grundflächenzahl GRZ Geschossflächenzahl GFZ, als Höchstmaß

Zulässige Bauweise
Nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig ---------------

* Alle in der Legende angegebenen Zahlenwerte sind beispielhaft!
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11 Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und
die Regelung des Wasserabflusses (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 14, 16
und 20 BauGB)

11.1 Regenrückhaltebecken

Innerhalb der im Bebauungsplan festgesetzten Fläche für die Regenrückhaltung ist
die Sammlung und Ableitung von Oberflächenwasser aus dem Baugebiet
vorgesehen.

12 Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen
Umwelteinwirkungen (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

12.1 Lärmschutzwall

Innerhalb der öffentlichen Grünfläche ÖG1 ist ein Lärmschutzwall (LSW) mit einer
Höhe von mindestens 3,00 m und einem Böschungsverhältnis von ca. 1:1,5 zu
errichten und dauerhaft zu erhalten.

12.2 Schallgedämmte Lüftungseinrichtungen

Bei der Errichtung von Gebäuden sind innerhalb der in der Planzeichnung
umgrenzten Fläche für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor
schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
in den schutzbedürftigen Räumen, die zum Nachtschlaf genutzt werden können, an
Fassaden mit Beurteilungspegeln > 45 dB(A) nachts (Abbildung A04 des
schalltechnischen Gutachtens) zwingend fensterunabhängige, schallgedämmte
Lüftungen einzubauen oder technische Maßnahmen vorzusehen, die eine
ausreichende Belüftung (Mindestluftwechsel gemäß DIN 1946-6: 2019-12
„Raumlufttechnik - Teil 6: Lüftung von Wohnungen“) bei Einhaltung der
Anforderungen an die Schalldämmung der Außenbauteile sicherstellen.

Es können Ausnahmen von dieser Festsetzung zugelassen werden, soweit im
Baugenehmigungsverfahren nachgewiesen wird, dass im Einzelfall vor dem Fenster
des zum Nachtschlaf genutzten Raumes der Beurteilungspegel nachts 45 dB(A)
nicht überschreitet oder der Raum über ein weiteres Fenster (mit
Beurteilungspegel ≤ 45 dB(A) nachts) her belüftet werden kann.

13 Zuordnungsfestsetzung für Ausgleichsflächen und
-maßnahmen im Sinne des § 1a Abs. 3 BauGB (gem. § 9 Abs.
1a BauGB)

Die Zuordnung erforderlicher naturschutzfachlicher Ausgleichsmaßnahmen erfolgt
entsprechend der Verteilung der durch den Bebauungsplan ermöglichten Eingriffe
in Naturhaushalt und Landschaftsbild.

Als Ausgleichsmaßnahmen werden den durch den Bebauungsplan „Im Schadacker“
vorbereiteten Eingriffen folgende Flächen und Maßnahmen zugeordnet:

· Fläche aus dem Ökokonto Arenberg III im Dreigemeindewald der Gemeinde
Wendelsheim (Waldökokonto der Verbandsgemeinde Alzey- Land): 0,41 ha
aus den Flurstücken Flur 4 Nr. 3 und Flur 5 Nr. 1 (insges. 68,91 ha) (dauerhafte
Mittelwaldbewirtschaftung) - Ortsgemeinde Wendelsheim - Lagebezeichnung:
„“, Im Süden der Gemarkung von Wendelsheim, direkt nördlich an die
Gemarkung von Nack angrenzend.

Die auf der 4.100 m² umfassenden externe Fläche aus dem Ökokonto
durchzuführenden Ausgleichsmaßnahmen (vgl. Ausführungen Umweltbericht)
werden der Straßenverkehrsfläche zu 68,3% sowie zu 31,7 % den
Baugrundstücken des Dörflichen Wohngebiets zugeordnet.

· Externe Ausgleichsfläche AF: Umwandlung einer Ackerfläche zu einem Hain
aus standörtlich angepassten Wildobstgehölzen und historischen
Streuobstgehölzen auf extensivem Magergrünland. Im Westen der
Gemarkung von Nack, östlich angrenzend an Wochenend- und
Ferienhausgebiet. Flur 3 Nr. 110. Fläche von ca. 5.185 m².

Die auf der 5.185 m² umfassenden externen Ausgleichsfläche
durchzuführenden Ausgleichsmaßnahmen (vgl. Ausführungen Umweltbericht)
werden vollständig den Baugrundstücken des Dörflichen Wohngebiets
zugeordnet.

Hinweis: Die genaue Ausgestaltung der Ausgleichsflächen ist dem Umweltbericht
zu entnehmen.

II.     Nachrichtliche Übernahmen
14 Fläche aus dem Ökokonto Arenberg III der Gemeinde

Wendelsheim (Waldkökokonto der VG Alzey- Land)

Die Fläche (Größe 689.127 qm, Flur 4 Nr. 3 und Flur 5 Nr. 1) stammt aus dem
Ökokonto Arenberg III im Dreigemeindewald der Gemeinde Wendelsheim. Derzeit
stellt sich die Waldfläche als durchgewachsener Niederwald dar. Hauptbaumart ist
die Traubeneiche (Quercus petraea), diese steht im Mischbestand mit andern
Laubbaumarten. Die forstliche Nutzung wurde bereits vor über 20 Jahren eingestellt.
Durch eine dauerhafte Mittelwaldbewirtschaftung sollen unter anderem seltene
Baumarten erhalten werden, neue Lebensräume für lichtbedürftige und
wärmeliebende Arten und Biotopen geschaffen werden sowie das Belassen von
Totholz.

III. Pflanzempfehlungslisten

15 Pflanzempfehlungslisten

Im Folgenden sind einige Pflanzen zusammengestellt, die sich nach den Kriterien einer
standortgemäßen Artenzusammensetzung besonders für die Verwendung im
Plangebiet eignen. Die Gliederung geschieht nach den Gesichtspunkten der
nachbarrechtlichen Grenzabstände.

IV. Örtliche Bauvorschriften (gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 88
LBauO)

1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (gem. § 88 Abs. 1 Nr. 1
LBauO)

1.1 Dachform und Dachneigung

Innerhalb der Baugebiete sind Hauptgebäude nur mit Satteldach,
Krüppelwalmdach, Walmdach, Zeltdach, versetztem Pultdach sowie Flachdächer
und flachgeneigte Dächer° zulässig.

Die allgemein zulässige Dachneigung beträgt

bei Zelt- und versetzten Pultdächern: 10° - 25°

bei Flachdächern   2° - 5°

bei sonstigen Dachformen: 20° - 40°

1.2 Belichtung des Dachraumes

Zur Belichtung des Dachraumes sind nur Einzelgauben mit geneigten Dächern
sowie Dachflächenfenster zulässig.

Die Länge der Dachaufbauten (Gauben und Zwerchhäuser), Dacheinschnitte und
Dachflächenfenster darf in ihrer Gesamtheit die Breite von max. 1/2 der
zugeordneten Trauflänge nicht überschreiten.

2 Gestaltung der unbebauten Flächen der Baugrundstücke (§ 88
Abs. 1 Nr. 3 LBauO)

2.1 Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke sowie Art,
Gestaltung und Höhe von Einfriedungen

Die unbebauten Grundstücksflächen der bebauten Grundstücke sind, sofern nicht
für Stellplätze, Zuwegung / Zufahrt, Terrassen o. ä. zulässigerweise genutzt,
begrünt gärtnerisch anzulegen. Versiegelungen / Teilversiegelungen in Form von
Kies-/ oder Schottergärten, insbesondere sofern auf Folienunterlage, sind
unzulässig.

2.2 Einfriedungen

Die Gesamthöhe der straßenseitigen Einfriedungen darf an den
Erschließungsstraßen von der vorderen Baugrenze das Maß von 1,00 m - jeweils
gemessen ab OK Gehweghinterkante bzw. OK Straße - nicht überschreiten.

Einfriedungen zu den Nachbargrundstücken dürfen das Maß von 2,0 m über
Geländeniveau nicht überschreiten. Das Maß darf bei einer Kombination mit einer
Stützmauer nicht überschritten werden.

Maschendrahtzäune, Einfriedungen Aluminiumblech Kunststoffglas

2 Gestaltung der unbebauten Flächen der Baugrundstücke (§ 88
Abs. 1 Nr. 3 LBauO)

2.1 Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke sowie Art,
Gestaltung und Höhe von Einfriedungen

Die unbebauten Grundstücksflächen der bebauten Grundstücke sind, sofern nicht
für Stellplätze, Zuwegung / Zufahrt, Terrassen o. ä. zulässigerweise genutzt,
begrünt gärtnerisch anzulegen. Versiegelungen / Teilversiegelungen in Form von
Kies-/ oder Schottergärten, insbesondere sofern auf Folienunterlage, sind
unzulässig.

2.2 Einfriedungen

Die Gesamthöhe der straßenseitigen Einfriedungen darf an den
Erschließungsstraßen von der vorderen Baugrenze das Maß von 1,00 m - jeweils
gemessen ab OK Gehweghinterkante bzw. OK Straße - nicht überschreiten.

Einfriedungen zu den Nachbargrundstücken dürfen das Maß von 2,0 m über
Geländeniveau nicht überschreiten. Das Maß darf bei einer Kombination mit einer
Stützmauer nicht überschritten werden.

Maschendrahtzäune, Einfriedungen aus Aluminiumblech sowie Kunststoffglas sind
im Vorgartenbereich (straßenseitige Einfriedung) unzulässig.

Auf keiner Seite dürfen geschlossene Metallkonstruktionen oder Einfriedungen aus
Mauerwerk oder Beton (außer für den Sockel und Pfeiler sowie für die
vorhergehende Festsetzung) vorgesehen werden.

Maschendrahtzäune sind im gesamten Geltungsbereich durch dahinter
anzupflanzende "lebende Zäune" in Form von Hecken, Strauchreihen o.ä. oder
durch Kletterpflanzen zu begrünen.

3 Werbeanlagen

Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung statthaft. Sie dürfen nur an den
Wandflächen des zugehörigen Gebäudes angebracht werden und eine
Gesamtgröße von max. 5 m² nicht überschreiten.

Werbeanlagen oberhalb der Traufe eines Gebäudes sind unzulässig.

Werbeanlagen mit bewegtem, laufendem, blendendem oder in zeitlichem Wechsel
aufleuchtenden Licht oder sich ändernden Darstellungen sowie Sykbeamer sind
unzulässig.

V. Hinweise

Ordnungswidrigkeiten (§ 88 LBauO)
Ordnungswidrig im Sinne des § 89 LBauO handelt, wer den Festsetzungen der hiermit
nach § 88 LBauO i. V. m. § 9 Abs. 4 BauGB erlassenen örtlichen Bauvorschriften
zuwiderhandelt.

Ordnungswidrigkeiten (§ 213 BauGB)
Verstöße gegen die Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB (Pflanzvorschriften)
werden gemäß § 213 BauGB als Ordnungswidrigkeiten geahndet.

DIN-Vorschriften
Die in den textlichen Festsetzungen, der Planbegründung und den Hinweisen
angegebenen DIN-Vorschriften sind zu beziehen über den Beuth-Verlag GmbH,
Burggrafenstr. 6, 10787 Berlin oder können bei der Bauverwaltung der
Verbandsgemeinde Alzey-Land, Weinrufstraße 38, 55232 Alzey während den üblichen
Dienststunden eingesehen werden.

Archäologische Funde
Aus dem Areal sind bislang keine archäologischen Funde oder Befunde bekannt; ein
Vorhandensein kann aber deswegen nicht ausgeschlossen werden.

Es ist nur ein geringer Teil der tatsächlich im Boden vorhandenen, archäologischen
Denkmale bekannt. Es sind folgende Auflagen zu beachten:

1. Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des
Denkmalschutzgesetzes (DSchG) vom 23.3.1978 (GVBI., 1,978, S.159 ff), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 26.11.2008 (GVBI., 2008, S.301) hinzuweisen. Danach ist
jeder zutage kommende, archäologische Fund unverzüglich zu melden, die Fundstelle
so weit als möglich unverändert zu lassen und die Gegenstände sorgfältig gegen Verlust
zu sichern.

2. Absatz 1 entbindet Bauträger/Bauherrn bzw. entsprechende Abteilungen der
Verwaltung jedoch nicht von der Meldepflicht und Haftung gegenüber der GDKE.

3. Sollten wirklich archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion
Landesarchäologie ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit wir unsere
Rettungsgrabungen, in Absprache mit den aus-führenden Firmen, planmäßig den
Anforderungen der heutigen archäologischen Forschung entsprechend durchführen
können. Im Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu rechnen. Je nach Umfang der evtl.
not-wendigen Grabungen sind von Seiten der Bauherren/Bauträger finanzielle Beiträge
für die Maßnahmen erforderlich.

Außerdem wird darauf hingewiesen, dass sich im Planungsgebiet bisher nicht bekannte
Kleindenkmäler (wie Grenzsteine) befinden können. Diese sind selbstverständlich zu
berücksichtigen bzw. dürfen von Planierungen o.ä. nicht berührt oder von ihrem
angestammten, historischen Standort entfernt werden.

Vermeidung und Entsorgung von Bauabfällen
Verwertbare Bauabfälle sind wieder zu verwenden. Unbelasteter Bodenaushub ist so
weit wie möglich auf dem Baugrundstück selbst unterzubringen. Eine Deponierung hat
zu unterbleiben.

Schutz des Mutterbodens
Der bei Bauarbeiten anfallende Oberboden (Mutterboden) ist schonend zu behandeln
und einer sinnvollen Folgenutzung zuzuführen. Auf § 202 BauGB „Schutz des
Mutterbodens“ wird ausdrücklich hingewiesen.

Bauarbeiten

Während der Bauarbeiten ist darauf zu achten, dass der öffentliche Verkehrsraum der
umliegenden Straßen weder eingeschränkt noch verschmutzt werden. Der
Straßenverkehr darf weder behindert noch gefährdet werden, insbesondere nicht
durch Abstellen von Geräten und durch das Ablagern von Baumaterialien auf
Straßeneigentum. Der Vorhabenträger ist verpflichtet, Verunreinigungen der
klassifizierten Straße, die im Zufahrtsbereich durch die Benutzung verursacht werden,
unverzüglich auf seine Kosten zu beseitigen.

Berücksichtigung von Telekommunikationslinien
In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer
Leitungszone in einer Breite von ca. 0,3 m für die Unterbringung der
Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen.

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über Baumstandorte und
unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen-
und Verkehrswesen, Ausgabe 1989; siehe insbesondere Abschnitt 3, zu beachten. Wir
bitten sicherzustellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und
Erweiterung der Telekommunikationslinien der Telekom nicht behindert werden.

Dacheindeckung:
Zur Vermeidung von langfristigen Schadstoffeinträgen in den Boden und in das
Grundwasser dürfen nach Vorgaben der SGD Süd keine unbeschichteten Metalle, wie
Kupfer, Zink und Blei, als Material zur Dach-eindeckung verwendet werden. Es wird
empfohlen, dieser Vorgabe auch bei Regenrinnen und Regenfall-rohren zu
entsprechen.

Niederschlagswassernutzung/Brauchwasseranlagen:
Sofern die Sammlung von Niederschlagswasser in Zisternen zur Brauchwassernutzung
u.a. für die Toilettenspülung vorgesehen ist, sollten die nachfolgenden Hinweise
beachtet werden:

· Es dürfen keine Verbindungen zum Trinkwassernetz hergestellt werden;

· Sämtliche Leitungen im Gebäude sind mit der Aufschrift/Hinweisschild „Kein
Trinkwasser“ zu kennzeichnen.

· Bei der Installation sind die geltenden Technischen Regeln zu beachten.

· Der Träger der Wasserversorgung, hier die Wasserversorgung Rheinhessen-Pfalz
GmbH sollte über solche Planungen informiert werden.

Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass gemäß TrinkwV eine Anzeigepflicht für
Regenwassernut-zungsanlagen in Haushalten gegenüber dem Gesundheitsamt
gegeben ist.

Bauzeitliche Grundwasserhaltung/Hohe Grundwasserstände:
Sofern während der Bauphase hohe Grundwasserstände auftreten bzw. durch starke
Niederschläge ein Aufstau auf den grundwasserstauenden Schichten hervorgerufen
wird, kann eine Grundwasserhaltung erforderlich werden. Hierfür ist eine
wasserrechtliche Erlaubnis bei der zuständigen Unteren Wasserbe-hörde einzuholen.

Bodenschutz
Der Planungsbereich (Gemarkung Nack, Flur 1, Flurstücke 319 sowie Gemarkung Nack,
Flur 2, Flurstücke 104 tlw, 105 bis 109) ist im BODENINFORMATIONSSYSTEM
RHEINLAND-PFALZ (BIS RP), BODEN-SCHUTZKATASTER (BOKAT) nicht als
bodenschutzrechtlich relevante Fläche erfasst. Dies gilt auch für die vorgesehene
Ausgleichsfläche (Gemarkung Nack, Flur 3, Flurstück 110).

Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass sich im Bereich dieser Flurstücke dennoch
bislang nicht bekannte und daher nicht erfasste Bodenbelastungen/schädliche
Bodenveränderungen, Altstand-orte/Verdachtsflächen und/oder Altablagerungen
befinden können und das Kataster somit Lücken auf-weisen kann.

Generell wird hiermit auf die Anzeigepflicht gem. § 5 Abs. 1 Landesbodenschutzgesetz
vom 25.7.2005 hingewiesen. Demnach sind der Grundstückseigentümer und der
Inhaber der tatsächlichen Gewalt über das Grundstück (Mieter, Pächter) verpflichtet,
ihnen bekannte Anhaltspunkte für das Vorliegen einer schäd-lichen Bodenveränderung
oder Altlast unverzüglich der zuständigen Behörde (SGD Süd, Regionalstelle
Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz Mainz) mitzuteilen.

Löschwasserbedarf und Leitungsschutz

Bei einem Brandfall kann die Löschwassermenge von 48 m3/h über einen Zeitraum von
2 Stunden bereitgestellt werden. Die o. g. Löschwasserentnahmemenge kann, über die
in den öffentlichen Straßen befindlichen Unterflurhydranten erfolgen. Wir weisen
darauf hin, dass gemäß DVGW Arbeitsblatt W405 der Löschwasserbereich sämtliche
Löschwasserentnahmemöglichkeiten in einem Umkreis von 300 m um das betreffende
Brandobjekt umfasst und der Netzdruck nicht unter 1,5 bar abfallen sollte. Wir weisen
darauf hin, dass auf unserer Leitungstrasse keine Baumpflanzungen vorgenommen
werden dürfen. Baumwurzeln bergen in der Regel mittel- bis langfristig ein
Gefahrenpotenzial für die Transportleitung.

Hinweise zur Oberflächenentwässerung

Bei Realisierung der Oberflächenentwässerung mittels Rinnensystem müssen die
Oberflächenabflüsse aus den Privatgrundstücken (Dachflächen, befestigte Hofflächen,
etc.) über offene oder geschlossene Rinnen an die Grundstücksgrenze bzw. an die
Anschlusspunkte des öffentlichen Rinnensystems geführt werden.

Bei Herstellung eines flach verlegten Regenwasserkanalnetzes sind die Anschlusshöhen
begrenzt, sodass eine leitungsgebundene Oberflächenentwässerung nur in geringer
Tiefe verlegt werden kann. Sollte eine frostfreie Verlegung (-0,80 m uGOK) nicht
möglich sein, wird eine Ummantelung der Rohrleitung empfohlen.

Maßnahmen zur Förderung von Fledermäusen

Maßnahmen zur Förderung von Fledermäusen

Im noch ländlich geprägten Raum um Nack ist ein regelmäßiger Fledermaus-Flug
durchauswahrscheinlich.

Speziell die hier zu erwartenden „Dorf-Fledermäuse“, die vorzugsweise in/an
Gebäuden Quartier nehmen (z.B. Zwergfledermaus - Pipistrellus pipistrellus,
Breitflügel-Fledermaus - Eptesicus serotinus oder Graues Langohr - Plecotus austriacus)
leiden zunehmend unter Quartierverlusten durch energieoptimierte Bauweisen oder
Sanierung.

Es ist daher zu empfehlen, an neuen Gebäuden bereits beim Bau künstliche
Fledermausquartiere in die Außenwand oder die Dachhaut zu integrieren (geeignete
Fertigbauteile sind im Handel erhältlich).

Alternativ können wartungsfreie Quartierhilfen (ebenfalls über den Fachhandel
beziehbar) auch nachträglich im Bereich des Ortgangs (vorzugsweise Süd bis Ost
orientiert) an der Außenwand befestigt werden.

Mindestens zwei Quartierhilfen sollten pro Gebäude installiert werden.

Artenschutz

Maßnahme M 1 Bauzeitenregelung - Vermeidung des Tötungsverbots:

Zum Schutz von Bodenbrütern sind Erdarbeiten zur Baufeldvorbereitung nur außerhalb
der Brutzeiten der Bodenbrüter statthaft.

Für die hier relevanten Arten ist dies der Zeitraum von Mitte August bis Anfang März, in
dem die Arbeiten durchgeführt werden können.

Alternative: Prüfen der zu bearbeitenden Fläche auf Brutbesatz durch Fachpersonal
und Freigabe der Flächen bei negativem Befund.

Die Eingriffsregelung gemäß § 13 -17 BNatSchG gilt im privaten und kommunalen
Bereich bei der Entfernung von Gehölzen und Bäumen auch im Bebauungsgebiet.
Geplante Entfernungen von Gehölzen und Bäumen sind der Unteren
Naturschutzbehörde zur Beurteilung vorzulegen.

Am 16.10.2015 trat für Rheinland-Pfalz das Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) vom
06.Ok-tober 2015 und damit auch der in Ergänzung zu § 44 Abs. 5 und § 54 Abs. 7
BNatSchG ste-hende § 24 Nestschutz in Kraft. Beide Rechtsgrundlagen sind insofern zu
beachten. Dies gilt auch bei Vorhaben, die keiner baurechtlichen Genehmigung
bedürfen, wie ggf. Abrissmaßnah-men von Gebäuden. Insbesondere ist aber gemäß §
24 Abs. 3 vor einer Bau-, Sanierungs- oder Abrissmaßnahme an vorhandenen baulichen
Anlagen im Sinne der Landesbauordnung, bei denen erwartet werden kann, dass sie als
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG für
besonders geschützte Arten dienen, die bauliche Anlage auf das Vorkommen dieser
besonders geschützter Arten zu untersuchen. Das Ergebnis ist der unteren
Naturschutzbehörde rechtzeitig vor Beginn der Maßnahme mitzuteilen. Werden
Vorkommen festgestellt, ist auch ein Plan zum Erhalt oder Ersatz der Lebensstätte oder
zur Umsiedlung der Tiere vorzulegen. Der Abriss der Gebäude ist zu Vermeidung von
Bauverzögerungen bei der Baufeldfreimachung in den Zeitraum vom 1. Oktober- bis
Ende Februar zu legen.

Gesetzlicher Rodungszeitraum

Nach § 39 Abs. 5 Nr. 2 Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 dürfen
in der „Schonzeit vom 01. März bis 30. September eines jeden Jahres keine größeren
Eingriffe in Gehölzbestände (Verbot Bäume, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche
abzuschneiden oder auf den Stock zu setzen oder zu beseitigen) erfolgen. Zwar gilt
aufgrund des § 39 Abs. 5 Satz 2 Nr. 3. BNatSchG dieses Verbot für zulässige Eingriffe
nicht (Bauen bzw. hierzu zwingend vorher nötiger Gehölzeingriff gilt nach Rechtskraft
eines Bebauungsplanes als zulässig) jedoch sind dennoch die
Artenschutzbestimmungen der §§ 37, 39 und 44 BNatSchG zwingend zu beachten.
Heimische Tierarten (in Gehölz Vögel bzw. Fledermäuse) dürfen nicht beeinträchtigt
werden, noch dürfen deren Nistplätze / Zufluchtsstätten zerstört werden. Vor einem
Gehölzeingriff in der „biologisch aktiven Jahreszeit“ ist durch eine Begutachtung durch
eine fachlich qualifizierte Person (z. B. Biologe o. ä.) der Tötungstatbestand auf jeden
Fall auszuschließen ist.

Aufheizung und thermischer Komfort als Themen der Klimafolgenanpassung
Besonders günstige Auswirkungen auf das örtliche Klima in Bezug auf Aufheizung und
thermischen Komfort haben beschattete Vegetationsflächen. Nicht begrünte
Gebäudeflächen wie Dächer und Fassaden sowie versiegelte Flächen wie Straßen,
Stellplätze, Wege und Plätze heizen sich in der Regel stark auf. Die Aufheizung kann
abgemildert werden, indem Gebäude und Oberflächen, insbesondere solche mit
starker Wärmespeicherung, beschattet oder begrünt werden (Dachbegrünung,
Fassadenbegrünung). Wo dies nicht möglich ist, besteht eine weitere Möglichkeit darin,
den Reflexionsgrad der Materialoberfläche (Albedo-Wert) durch helle Farben oder
spezielle Beschichtungen zu verbessern, um den Wärmeeintrag in das Material zu
reduzieren. Diese Aspekte gilt es beim jeweiligen Bauvorhaben im Zusammenhang
abzuwägen.

Baumrigolen

Es wird empfohlen unbedingt für alle Baumpflanzungen sogenannte Baumrigolen mit
Speicherelementen, u.U. auch in Zusammenhang mit dem Regenwassermanagement
aus der Dachentwässerung (siehe dazu: ProjektBlueGreenstreets) vorzusehen. Die
Wahrscheinlichkeit, dass Bäume sodann ihre mikro-klimatische Wirksamkeit
(Verdunstungskühlwirkung von wenigstens 10 Klimaanlagen mit ca. 30 Kilo-watt)
entfalten können, erhöht sich damit um ein Vielfaches.

Brandschutz

Eine ausreichende Löschwasserversorgung ist sicherzustellen. Die Vorgaben aus dem
DVGW Arbeitsblatt W 405 (A) vom Februar 2008 sind einzuhalten. Die Technische
Mitteilung Merkblatt W 331 vom November 2006 (Auswahl, Einbau und Betrieb von
Hydranten) des DVGW-Regelwerks ist zu beachten. Bei der Löschwasserversorgung aus
Hydranten in öffentlichen Verkehrsflächen sind das Arbeitsblatt W 400-1 vom Februar
2015 und die folgenden Punkte zu berücksichtigen:

· Hydranten für die Entnahme von Löschwasser sind so anzuordnen, dass sie
jederzeit für die Feuerwehr zugänglich sind und so anzuordnen, dass sie die
Wasserentnahme leicht ermöglichen.

· Unterflurhydranten sind durch Hinweisschilder gemäß DIN 4066 zu kennzeichnen.

· Die Entnahmestelle der Löschwasserversorgung für den ersten Löschangriff zur
Brandbekämpfung und zur Rettung von Personen muss in einer Entfernung von 75
m Lauflinie bis zum Zugang des Grundstücks von der öffentlichen Verkehrsfläche
aus sichergestellt sein.

· Die Abstände von Hydranten auf Leitungen in Ortsnetzen, die auch der
Löschwasserversorgung (Grundschutz) dienen, dürfen 150 m nicht übersteigen.
Größere Abstände von Hydranten bedürfen der Kompensation durch andere
geeignete Löschwasserentnahmestellen.

· Hinweis: Diese Regelung gilt nicht über unüberwindbare Hindernisse hinweg. Das
sind z.B. Bahntrassen, mehrspurige Schnellstraßen sowie große, langgestreckte
Gebäudekomplexe, die die tatsächliche Laufstrecke zu den
Löschwasserentnahmestellen unverhältnismäßig verlängern.

Die Löschwasserversorgung ist für eine Dauer von mindestens 2 Stunden zu bemessen.

Bei der oben genannten erforderlichen Wasserentnahme aus Hydranten (Nennleistung)
darf der Betriebsdruck 1,5 Bar nicht unterschreiten.

Die Hälfte der vorgenannten Löschwassermenge kann auch aus anderen
Löschwasserentnahmestellen entnommen werden, sofern diese in einem Umkreis von
maximal 300 m von den jeweiligen Objekten liegen. Diese Umkreisregelung gilt nicht
über unüberwindbare Hindernisse hinweg.

Es sind ausreichend und große Zufahrten, Wendemöglichkeiten und Bewegungsflächen
für den Einsatz öffentlicher Brandbekämpfungs- und Rettungsgeräte vorzusehen. Der §
7 der Landesbauordnung (LBauO) vom 24. November 1998 ist zu beachten. Bei der
Bemessung dieser Flächen ist die aktuell gültige „Richtlinie über Flächen für die
Feuerwehr“ anzuwenden.

Bei Gebäuden, die ganz oder mit Teilen mehr als 50 m von einer öffentlichen
Verkehrsfläche entfernt sind, sind Zufahrten oder Durchfahrten zu den Gebäuden
gelegenen Grundstücksteilen und Bewegungsflächen herzustellen.

 Entlang einer geschlossenen Bebauung müssen mindestens alle 50 m
Bewegungsflächen vorhanden sein. Bei einer durchgängig vorhandenen Straßenbreite
ab 6 m sind die Bewegungsflächen nicht erforderlich. Vorhandene Einfahrten zu
Grundstücken können für diese Bewegungsflächen genutzt werden, wenn sie
ausreichend groß sind. Wasserentnahmestellen sollten sich unmittelbar an diesen
Bewegungsflächen im öffentlichen Verkehrsraum befinden.

Im Rahmen des Verfahrens wird auf die Einhaltung der Feuerwehrverordnung (FwVO)
hingewiesen. Insbesondere muss der Einklang der geplanten Maßnahmen mit den
vorhandenen Einrichtungen und Ausstattungen der betroffenen Feuerwehr beachtet
werden.

Hinweis: Wenn sich durch neue bauliche Gegebenheiten eine höhere Risikoklasse
ergibt, ist der Mindestbedarf an Fahrzeugen und Sonderausrüstung entsprechend der
Anlage 2 der FwVO anzupassen.

Kalte Nahwärme

Aufgrund des vorherrschenden Klimawandels sowie der Knappheit fossiler Brennstoffe
stellt die Versorgung mittels kalter Nahwärme eine attraktive Alternative zur
Energieversorgung dar.

Kalte Nahwärme ist eine technische Variante eines Wärmeversorgungsnetzes, das mit
niedrigen Übertragungstemperaturen in der Nähe der Umgebungstemperatur arbeitet
und daher sowohl Wärme als auch Kälte bereitstellen kann.

Neben der Heizung im Winter bietet das Netz zusätzlich die Möglichkeit, die Häuser im
Sommer ökologisch und wirtschaftlich zu kühlen („Freecooling“). Die in den
sommerlich-heißen Innenräumen aufgenommene Wärme führen die Leitungen zurück
ins Erdreich - und ermöglichen damit gleichzeitig eine Regeneration des
Erdsondenfeldes.

Ein Kaltes Nahwärmenetz verfügt in der Regel über ein zentrales Erdsondenfeld. Diese
können z.B. in Öffentlichen Grünflächen untergebracht werden. Für das Plangebiet ist.
Z.B. die Unterbringung im Bereich des westlich gelegenen Walls empfehlenswert.

Sollte ein zentrales Erdsondenfeld innerhalb des Gebietes untergebracht werden, muss
bei der Anpflanzung darauf geachtet werden, dass der technische Untergrund nicht
beeinträchtigt wird. Dabei muss zusätzlich beachtet werden, falls hiermit ein
Ausgleichpflanzung/Ausgleichsfläche betroffen ist, sich der Wert des Ausgleiches,
aufgrund der technischen Überprägung voraussichtlich verringert. Des Weiteren kann
eine dauerhafte Erhaltung des Ausgleiches aufgrund von eventuellen Wartungsarbeiten
nicht garantiert werden. Die genaue Ausgestaltung ist entsprechend mit der Unteren
Naturschutzbehörde abzustimmen.

Bergbau / Altbergbau:

Die Prüfung der hier vorhandenen Unterlagen ergab, dass der ausgewiesene
Bebauungsplan "Im Schadacker" im Bereich des auf Eisen verliehenen, bereits
erloschenen Bergwerksfeldes "Leni" liegt. Aktuelle Kenntnisse über die letzte
Eigentümerin liegen hier nicht vor. Über tatsächlich erfolgten Abbau in diesem
Bergwerksfeld liegen unserer Behörde keine Dokumentationen oder Hinweise vor. In
dem in Rede stehenden Gebiet erfolgt kein aktueller Bergbau unter Bergaufsicht.

Geologiedatengesetz (GeolDG):

Nach dem Geologiedatengesetz ist die Durchführung einer Bohrung bzw. geologischen
Untersuchung spätestens 2 Wochen vor Untersuchungsbeginn beim Landesamt für
Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) anzuzeigen. Für die Anzeige sowie die
spätere Übermittlung der Bohr- und Untersuchungsergebnisse steht das Online-Portal
Anzeige geologischer Untersuchungen und Bohrungen Rheinland-Pfalz unter
https://geoldg.lgb-rlp.de zur Verfügung. Das LGB bittet um die Aufnahme einer
Nebenbestimmung in Ihrem Bescheid, damit die Übermittlungspflicht dem
Antragsteller bzw. seinen Beauftragten (z. B. Ingenieur-büro, Bohrfirma) obliegt.
Weitere Informationen zum Geologiedatengesetz finden Sie auf den LGB Internetseiten
sowie im Fragenkatalog unter
https://www.lgb-rlp.de/fachthemen/geologiedatengesetz/faq-geoldg.html

Maximale Traufhöhe (TH)
Die maximale Traufhöhe wird auf 7,00 m festgesetzt. Die Traufhöhe wird dabei
definiert, als das senkrecht gemessene Maß zwischen der Schnittkante zwischen
den Außenflächen der aufgehenden Wandkonstruktion und der Oberkante
Dachhaut und dem Bezugspunkt. Dies ist bei versetzten Pultdächern die Höhe der
Außenwand auf der niedrigeren Seite und bei Flachdächern die Höhe der
Außenwand der Attika.

Maximale Firsthöhe (FH):
Die maximale Firsthöhe wird auf 11,00 m festgesetzt. Dabei wird zwischen dem
Bezugspunkt und dem höchsten Punkt der Dachkonstruktion (Firsthöhe) gemessen.
Die festgesetzte Firsthöhe darf dabei mit einzelnen untergeordneten, technischen
Bauteilen wie Schornsteinen oder Antennen überschritten werden.

2.4 Anzahl der Wohneinheiten (§9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)
Innerhalb der Bereiche MDW1 und 2 sind maximal zwei Wohneinheiten pro
Wohngebäude zulässig.

3 Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksfläche (§ 9
Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

3.1 MDW1- Abweichende Bauweise (gem. § 22 Abs. 4 BauNVO)
Innerhalb des Bereiches MDW 1 gilt eine abweichende Bauweise. Hier ist eine
einseitige Grenzbebauung zulässig.

Innerhalb des Dörflichen Wohngebietes MDW1 sind nur Einzel- und Doppelhäuser
zulässig.

3.2 MDW2- Offene Bauweise (§ 22 Abs. 2 BauNVO)
Innerhalb des Bereiches MDW 2 wird die offene Bauweise festgesetzt. Die nach
Landesrecht erforderlichen Abstandsflächen sind dabei einzuhalten.

Innerhalb des Dörflichen Wohngebietes MDW2 sind nur Einzel- und Doppelhäuser
zulässig.

3.3 Baugrenzen (§ 23 Abs. 3 BauNVO)
Die Baugrenzen werden entsprechend dem Eintrag in der Planzeichnung
festgesetzt.

4 Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)
Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung werden gemäß den Eintragungen
in der Planzeichnung festgesetzt. Hierbei weisen die Verkehrsflächen besonderer
Zweckbestimmung die Nutzung Pflegeweg/Grasweg auf.

4.1 Flächen, die von Bebauung freizuhalten sind (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

4.2 Sichtdreieck
Innerhalb der in der Planzeichnung in den Einmündungsbereich festgesetzten
Sichtdreiecks sind keine baulichen Anlagen im Sinne der Landesbauordnung
zulässig. Im Bereich des Sichtdreiecks ist jegliche Sichtbehinderung (Bewuchs,
Einfriedungen o. ä.) über 80 cm, gemessen über der jeweiligen Fahrbahnoberkante,
unzulässig.

5 Garagen und Stellplätze (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 i.V.m. § 12 BauNVO)
Garagen und überdachte Stellplatzanlagen (Carports) sind nur innerhalb der
überbaubaren Grundstücksfläche zulässig und müssen mit ihrer Zufahrt einen
Abstand von mindestens 5,00 m von der Straßenbegrenzungslinie einhalten.

6 Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
Innerhalb der in der Planzeichnung festgesetzten Bereiche sind keine Ein- und
Ausfahrten auf die Baugrundstücke zulässig.

7 Flächen für Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und § 14 BauNVO)

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind Nebenanlagen gemäß § 14
BauNVO in Form von Gebäuden nur bis zu einer Grundfläche vom maximal 12 m²
zulässig.

Nebenanlagen sind zwischen straßenseitiger Baugrenze und
Straßenbegrenzungslinie nur in einem Abstand von 1,00 m zur
Straßenbegrenzungslinie zulässig. Ausgenommen hiervon sind Zuwegungen und
Standplätze für Müllbehälter.

Hinweis: Die Bestimmungen der LBauO bzgl. der Genehmigungspflicht sind zu
beachten.

8 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 15, Nr. 20 und Abs. 6 BauGB)

8.1 Ausgleichsfläche AF 1:

Innerhalb der im Bebauungsplan festgesetzten Fläche ist ein Hain aus standörtlich
angepassten Wildobstgehölzen und historischen Streuobstgehölzen auf extensivem
Magergrünland zu entwickeln.

Hinweis: Die genaue Ausgestaltung ist dem Umweltbericht zu entnehmen.

8.2 Wasserdurchlässige Beläge:

Nicht überdachte Zuwegungen, Fuß- und Radwege sowie ebenerdige Kfz -
Stellplätze sind mit Ausnahme der Zufahrten und Rangierflächen - soweit andere
gesetzliche Regelungen nicht entgegenstehen - ausschließlich in
wasserdurchlässigen Belägen wie z. B. Drain- oder Rasenpflaster, Schotterrasen
oder offenporigem Wabenfugenpflaster und versickerungsfähigem Unterbau
auszuführen.

8.3 Regenrückhaltebecken:

Innerhalb der im Bebauungsplan festgesetzten Fläche für die Regenrückhaltung ist
die Sammlung und Ableitung von Oberflächenwasser aus dem Baugebiet in ein
naturnah gestaltetes Regenrückhaltebecken mit möglichst flacher Uferböschung
vorgesehen.

Die Flächen im Bereich der Mulde sind als artenreiches Grünland zu entwickeln und
mit einer dem Standort entsprechenden Wiesenmischung einzusäen und extensiv
jährlich durch 2-malige Mahd zu pflegen. Dabei ist für die Flächen des
Versickerungsbecken eine feuchtigkeitsverträgliche und an wechselnde
Wasserstände angepasste Saatgutmischung zu verwenden.

9 Öffentliche Grünflächen (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Öffentliche Grünfläche ÖG 1 - Zweckbestimmung „Lärmschutzwall“

Die Öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Lärmschutzwall“ ist zu
mindestens 30 % mit Sträuchern der Pflanzliste B zu bepflanzen. Die restliche
Fläche ist mit einer dem Standort entsprechenden Saatgutmischung für artenreiche
Magerwiesen einzusäen (Blumen 30%/Gräser 70%). Bei Abgang sind die Sträucher
in gleichartiger Weise zu ersetzen.

10 Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen sowie sonstige Bindungen für Bepflanzungen und für die
Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs.
1 Nr. 25a und b BauGB)

10.1  Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen    
Bepflanzungen:

Innerhalb der in der Planzeichnung gekennzeichneten Flächen (Bereiche mit
Zweckbestimmung Straßenbegleitgrün) ist eine mindestens zweireihiger
Gehölzhecke bestehend aus einheimischen, standortgerechten Gehölzen aus der
Pflanzempfehlungsliste im Rastermaß 1,25 m x 1,25 m anzulegen und dauerhaft zu
unterhalten.

Ausfallende Gehölze sind in der nächsten Pflanzperiode gleichartig zu ersetzen.

Die restliche Fläche ist mit einer dem Standort entsprechenden Saatgutmischung
für artenreiche Magerwiesen einzusäen (Blumen 30%/Gräser 70%).

Hinweis: Für Einsaaten resp. Gehölzpflanzungen ist vorzugsweise autochthones
Saat-/ Pflanzgut zu verwenden (gebietseigene Herkunft). § 40 BNatSchG sowie die
Bestimmungen des Nachbarrechtsgesetz RLP zu Pflanzabständen sind
entsprechend zu beachten.

10.2 Anpflanzen von Bäumen:

Die in den zeichnerischen Festsetzungen des Bebauungsplanes ausgewiesenen
Bäume sind anzu-pflanzen, zu unterhalten und bei Verlust zu ersetzen.

Sämtliche in der Planzeichnung festgesetzten Bäume sind in der
Mindestpflanzqualität nach der Pflanzempfehlungsliste, Spalte „Bäume 2.
Ordnung“ zu pflanzen. Bei der Anpflanzung der Bäume ist eine geringe
Standortverschiebung von bis zu 5,00 m zulässig, wenn insbesondere
Leitungsverläufe, Zufahrten etc. dies erfordern.

10.3 Private Freiflächen:

Pro Baugrundstück ist mindestens ein hochstämmiger Laubbaum oder
Obsthochstamm aus den beiliegenden Pflanzenlisten anzupflanzen und zu
unterhalten.

Sofern ein evtl. vorhandener Baum (insbesondere Obstbaum) auf privater
Grundstücksfläche dauerhaft erhalten wird, wird dieser auf die festgesetzte
Pflanzverpflichtung angerechnet.

Die Ausgestaltung und die Bepflanzung der nicht überbauten Grundstücksflächen
sind spätestens 2 Jahre nach Abschluss der Baumaßnahme
(Baufertigstellungsanzeige) durchzuführen.

10.4 Privater Pflanzstreifen - PS:

Innerhalb des Bereiches des Privaten Pflanzstreifen PS ist ein mindestens
einreihiger Gehölzstreifen bestehend aus einheimischen, standortgerechten
Gehölzen anzulegen und dauerhaft zu unterhalten. Der Abstand zwischen den
einzelnen Gehölzen darf maximal 1,0 m betragen. Es sind niedrigwüchsige
Straucharten aus der Pflanzempfehlungsliste, Spalte „Niedrigwüchsige Sträucher“
auszuwählen.

Ausfallende Gehölze sind in der nächsten Pflanzperiode gleichartig zu ersetzen.

Hinweis: Die Bestimmungen des Nachbarrechtsgesetz RLP zu Pflanzabständen sind
zu beachten.

11 Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und
die Regelung des Wasserabflusses (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 14, 16
und 20 BauGB)

11.1 Regenrückhaltebecken

Innerhalb der im Bebauungsplan festgesetzten Fläche für die Regenrückhaltung ist
die Sammlung und Ableitung von Oberflächenwasser aus dem Baugebiet
vorgesehen.

12 Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen
Umwelteinwirkungen (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

12.1 Lärmschutzwall

Innerhalb der öffentlichen Grünfläche ÖG1 ist ein Lärmschutzwall (LSW) mit einer
Höhe von mindestens 3,00 m und einem Böschungsverhältnis von ca. 1:1,5 zu
errichten und dauerhaft zu erhalten.

12.2 Schallgedämmte Lüftungseinrichtungen

I. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen

1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1 Dörfliche Wohngebiete (§ 5a BauNVO)

Bereich MDW 1:

Folgende Betriebe und Anlagen, die gemäß § 5a Abs. 2 BauNVO allgemein zugelassen
werden können, sind im Bereich MDW1 auf Grundlage von § 1 Abs. 5 BauNVO in
Verbindung mit § 31 BauGB nicht zulässig:

· Wohngebäude,

· Betriebe des Beherbergungsgewerbes.

Folgende Betriebe und Anlagen, die gemäß § 5a Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise
zugelassen werden können, sind im Bereich MDW1 auf Grundlage von § 1 Abs. 6 Nr. 2
BauNVO in Verbindung mit § 31 BauGB allgemein zulässig:

· Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe und die dazugehörigen
Wohnungen und Wohngebäude.

Folgende Betriebe und Anlagen, die gemäß § 5a Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise
zugelassen werden können, sind im Bereich MDW1 auf Grundlage von § 1 Abs. 6 Nr. 1
BauNVO in Verbindung mit § 31 BauGB nicht zulässig:

· Gartenbaubetriebe,

· Tankstellen.

Bereich MDW 2:

Folgende Betriebe und Anlagen, die gemäß § 5a Abs. 2 BauNVO allgemein zugelassen
werden können, sind im Bereich MDW2 auf Grundlage von § 1 Abs. 5 BauNVO in
Verbindung mit § 31 BauGB nicht zulässig:

· Betriebe des Beherbergungsgewerbes.

Folgende Betriebe und Anlagen, die gemäß § 5a Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise
zugelassen werden können, sind im Bereich MDW2 auf Grundlage von § 1 Abs. 6 Nr. 1
BauNVO in Verbindung mit § 31 BauGB nicht zulässig:

· Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe und die dazugehörigen
Wohnungen und Wohngebäude,

· Gartenbaubetriebe,

· Tankstellen.

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16 - 23
BauNVO)

2.1 Grundflächenzahl (§ 19 BauNVO)
Die Obergrenze der Grundflächenzahl wird in den Bereichen MDW1 und 2 auf 0,4
festgesetzt.

Gemäß den Bestimmungen des § 19 Abs. 4 BauNVO sind bei der Ermittlung der
Grundfläche die Grundflächen von

1. Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,

2. Nebenanlagen im Sinne des § 14,

3. baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das 
Baugrundstück lediglich unterbaut wird,

mitzurechnen. Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen der zuvor
genannten Anlagen bis zu 50 von Hundert überschritten werden, höchstens jedoch
bis zu einer Grundflächenzahl von 0,6.

2.2 Geschossflächenzahl (§ 20 BauNVO)

Die Geschossflächenzahl wird in den Bereichen MDW1 und 2 auf 0,8 festgesetzt.

2.2.1 Zahl der Vollgeschosse (gem. § 20 BauNVO)

Die Zahl der Vollgeschosse wird in den Bereichen MDW1 und 2 auf maximal zwei
Vollgeschosse festgesetzt.

2.3 Höhe baulicher Anlagen (§§ 16, 18 BauNVO)
Unterer Bezugspunkt:

Als unterer Bezugspunkt für die Ermittlung der Gebäudehöhen wird die Oberkante
der im End-ausbau fertiggestellten Straßenmitte, senkrecht zur Mitte der
Gebäudeseite festgesetzt, die zur Straße liegt. Nachfolgende Traufhöhen
(Schnittpunkt des aufgehenden Mauerwerks mit der Dachhaut) und
Gebäudehöhen (höchster Punkt der Dachkonstruktion) dürfen nicht überschritten
werden.

Bei Eckgrundstücken ist der höher gelegene Bezugspunkt maßgeblich.
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GESETZESGRUNDLAGEN

PLANZEICHEN  nach  der  PlanzV

ÜBERSICHTSLAGEPLAN   ohne  Maßstab

STÄDTEBAULICHE  RAHMENDATEN

Flächenbezeichnung:      m²        ha         %

Fläche des Geltungsbereichs  20.885      2,09    100,00

Baufläche gesamt: Dörfliche Wohngebiete  14.815      1,48      70,94

Öffentliche Verkehrsflächen gesamt:    3.015      0,30      14,44

Straßenverkehrsflächen      2.815        0,28         13,48

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung         200        0,02           0,96

Öffentliche Grünflächen    1.555      0,16        7,44

Flächen für die Wasserwirtschaft    1.500      0,15        7,18

Als gesetzliche Grundlagen wurden verwendet:

· Baugesetzbuch (BauGB)
In der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist.

· Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO)
In der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist.

· Gesetz zur Mobilisierung von Bauland (Baulandmobilisierungsgesetz)
Vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802).

· Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten
(Bundes-Bodenschutzgesetz - BBodSchG)
Vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar
2021 (BGBl. I S. 306) geändert worden ist.

· Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen,
Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz -
BImSchG)
In der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das
zuletzt durch Artikel 11 Absatz 3 des Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202) geändert
worden ist.

· Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG)
Vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 08.
Dezember 2022 (BGBl. I S. 2240).

· Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes
(Planzeichenverordnung - PlanzV)
Vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.
Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist.

· Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)
In der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das zuletzt durch Artikel
2 des Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88) geändert worden ist.

· Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG)
Vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 3. Juli 2023
(BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist.

· Bundesfernstraßengesetz (FStrG)
In der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juni 2007 (BGBl. I S. 1206), das zuletzt durch Artikel
6 des Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88) geändert worden ist.

· Bundeskleingartengesetz (BKleingG)
Vom 28. Februar 1983 (BGBl. I S. 210), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 19.
September 2006 (BGBl. I S. 2146) geändert worden ist.

· Denkmalschutzgesetz für das Land Rheinland-Pfalz (DSchG)
Vom 23. März 1978 (GVBl. S. 159), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 28.
September 2021 (GVBI. S. 543).

· Gemeindeordnung für das Land Rheinland-Pfalz (GemO)
In der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 1994 (GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 24.05.2023 (GVBl. S. 133).

· Landesbauordnung für das Land Rheinland-Pfalz (LBauO)
Vom 24. November 1998 (GVBl. S. 365), zuletzt geändert durch Gesetz vom 07. Dezember 2022
(GVBl. S. 403).

· Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von Natur und Landschaft für das Land
Rheinland-Pfalz (Landesnaturschutzgesetz - LNatSchG)
Vom 06. Oktober 2015 (GVBl. S. 283), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 26. Juni
2020 (GVBl. S. 287).

· Landesstraßengesetz für das Land Rheinland-Pfalz (LStrG)
In der Fassung der Bekanntmachung vom 01. August 1977 (GVBl. S. 273), zuletzt geändert durch
§ 84 des Gesetzes vom 07. Dezember 2022 (GVBl. S. 413).

· Landeswassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz (LWG)
Vom 14. Juli 2015 (GVBl. S. 127), zuletzt geändert durch § 42 Artikel 2 des Gesetzes vom 08. April
2022 (GVBl. S. 118).

· Landesnachbarrechtsgesetz für das Land Rheinland-Pfalz (LNRG)
Vom 15. Juni 1970 (GVBl. S. 198), geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Juli 2003 (GVBl.
S. 209) geändert worden ist.

· Landesbodenschutzgesetz für das Land Rheinland-Pfalz (LBodSchG)
Vom 25. Juli 2005 (GVBl. S. 302), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 26. Juni 2020
(GVBl. S. 287).

© Naturschutzverwaltung Rheinland-Pfalz, Geobasisdaten: © Kataster- und Vermessungsverwaltung Rheinland-Pfalz

Datengrundlage: Geobasisinformationen der Vermessungs- und
Katasterverwaltung Rheinland-Pfalz (Zustimmung vom 15. Oktober 2002)

LAGE  DER  EXTERNEN
AUSGLEICHSFLÄCHE  AF

PLANTEIL  BPLANTEIL  A

Datengrundlage: Geobasisinformationen der Vermessungs- und
Katasterverwaltung Rheinland-Pfalz (Zustimmung vom 15. Oktober 2002)

Lage der externen Ausgleichsfläche AF:
Gemarkung: Nack, Flur: 3, Flurstücksnr. 110 (Am Wingertsberg), Gesamtfläche: 5.185 m²
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BRÄMER  08/22 HOFMANN  08/22 1 : 1000 1.540/ 1.000 1067_BP-Sd

a Erstellung Entwurf und Anpassung an aktuelle ETVU BRÄMER / HOFMANN 09.11.2022

b Ergänzung Ausschluss von Ein- und Ausfahrten RIES / HOFMANN 07.02.2023

c Ergänzung schalltechnisches Gutachten vom 22.03.2023 BRÄMER / HOFMANN 22.03.2023

d Satzungsexemplar erstellt RIES/ HOFMANN 03.11.2023
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VERFAHRENSVERMERKE

1. Aufstellungsbeschluss gem. §2 Abs. 1 BauGB am 23.07.2020

2. Bekanntmachung gem. §2 Abs. 1 BauGB im Nachrichtenblatt Nr. 34 am 20.08.2020

3. Verabschiedung des Bebauungsplanvorentwurfes gem §3 Abs. 1 BauGB am 15.09.2022

4. Beschluss über die Durchführung des frühzeitigen Öffentlichkeits- und
Behördenbeteiligungsverfahrens gem. §3 Abs. 1 und §4 Abs. 1 BauGB am 15.09.2022

5. Bekanntmachung des frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligungs-
verfahrens gem §3 Abs. 1 BauGB im Nachrichtenblatt Nr. 38 am 22.09.2022

6. Frist des frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligungsverfahrens vom 29.09.2022
bis 31.10.2022

7. Abwägung des frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligungs-
verfahrens gem. §3 Abs. 1, §4 Abs. 1 BauGB am 27.04.2022

8. Verabschiedung des Bebauungsplanentwurfes gem §3 Abs. 2 BauGB am 27.04.2022

9. Beschluss über die Durchführung des förmlichen Öffentlichkeits- und
Behördenbeteiligungsverfahrens gem. §3 Abs. 2 und §4 Abs. 2 BauGB am 27.04.2022

10. Bekanntmachung des förmlichen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligungs-
verfahrens gem. §3 Abs. 2 BauGB im Nachrichtenblatt Nr. 19 am 11.05.2023

11. Frist des förmlichen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligungsverfahrens vom 19.05.2023
bis 19.06.2023

12. Abwägung des förmlichen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligungsverfahrens
gem. §3 Abs. 2, §4 Abs. 2 BauGB am __.__.____

13. Satzungsbeschluss gem. §10 Abs. 1 BauGB am __.__.____

14. Ausfertigung:

Der Inhalt dieser Satzung stimmt mit
a) den Festsetzungen durch Zeichnung und Text sowie
b) mit den hierzu ergangenen Beschlüssen des Satzungsgebers überein.
Die für die Rechtswirksamkeit erforderlichen Verfahrensvorschriften sind eingehalten worden.

Nack, den __.__.____ ____________________________________
 Ortsbürgermeister, Frank Jakoby-Marouelli

Genehmigungsvermerk (§10 Abs. 2 BauGB)
Dieser Bebauungsplan "Im Schadacker" wurde gemäß §10 Abs. 2 BauGB am __.__.____ von der
höheren Verwaltungsbehörde genehmigt.
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